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Worum geht es 

Das Völkerrecht legt fest, welche Rechte und Pflichten ein neutraler Staat gegenüber Konfliktparteien 

hat. Alle Rechte und Pflichten, die im Völkerrecht festgelegt sind, werden Neutralitätsrecht genannt. Das 

Neutralitätsrecht findet nur Anwendung auf bewaffnete Konflikte zwischen Staaten von einer gewissen 

Dauer und Intensität. Es entwickelte sich im Laufe des 19. Jahrhunderts als Praxis der Staaten – 

sogenanntes Völkergewohnheitsrecht – und wurde 1907 in zwei Haager Abkommen festgeschrieben.1 

Die Schweiz ist den Abkommen 1910 beigetreten. Auch danach entwickelt sich das Neutralitätsrecht 

völkergewohnheitsrechtlich weiter: So gelten beispielsweise dieselben Regeln nicht nur für Land- und 

Seekriege, sondern auch für Luftkriege.  

 

Rechte des Neutralen 
 

Pflichten des Neutralen 

Recht auf Unverletzlichkeit des eigenen Territoriums. Verbot, sein Territorium zur Verfügung zu stellen; Pflicht zur 
Sicherstellung der Unverletzlichkeit seines Territoriums. 
 

Recht auf Selbstverteidigung, auch mit militärischen Mitteln. Keine militärische Unterstützung im bewaffneten Konflikt. 
 

Recht auf freien Wirtschaftsverkehr, solange dieser nicht 
militärischen Zwecken dient. 

Verbot der Lieferung von kriegsrelevanten Gütern aus 
staatseigenen Beständen; Gleichbehandlungsgebot bei 
Beschränkungen des privaten Exports von kriegsrelevanten 
Gütern. 
 

 Vorwirkung: keine Schaffung von Tatsachen in 
Friedenszeiten, die die Einhaltung der Pflichten im Kriegsfall 
verunmöglichen, insb. kein Beitritt zu Militärbündnis mit 
Beistandspflichten und kein Zulassen der Stationierung 
fremder Streitkräfte. 
 

 
 

Neben den rechtlichen Vorgaben können neutralitätspolitische Entscheide und Massnahmen relevant 

sein. Darunter werden Massnahmen verstanden, die zusätzlich zu den rechtlichen Pflichten ergriffen 

werden können. Sie haben zum Ziel, dass der rechtliche Status des Neutralen anerkannt und die 

Neutralität glaubwürdig ist. Die Gesamtheit der Entscheide, die in Anwendung des Neutralitätsrechts 

und der Neutralitätspolitik getroffen werden, bilden die Neutralitätspraxis der Schweiz.  

 

Umsetzung in der Schweiz 

Seit der Gründung des Bundesstaates im Jahr 1848 nutzt die Schweiz die Neutralität, um ihre Interessen 

in der Aussen-, Sicherheits- und Wirtschaftspolitik zu schützen. Der Bundesrat hat sich in Berichten 

immer wieder mit der Anwendung der Neutralität auseinandergesetzt und seine Praxis in verschiedenen 

Berichten dargelegt. 1993 hat der Bundesrat einen Neutralitätsbericht verfasst, der die noch heute 

grundlegenden Eckwerte der Neutralitätspraxis festhält.2 Dies hat der Bundesrat zum Beispiel im 

Postulatsbericht «Klarheit und Orientierung in der Neutralitätspolitik» 2022 bestätigt.3 

Bedeutung für die Schweiz und ihre Neutralität  

Damit die Neutralität als Instrument für die Schweizer Interessen in der Aussen-, Sicherheits-, und 

Wirtschaftspolitik genutzt werden kann, muss sie international anerkannt und respektiert werden. Das 

Neutralitätsrecht gibt hier den relevanten Rahmen vor. Innerhalb dieser Regeln besteht in der heutigen 

Praxis Handlungsspielraum bei der Anwendung der Neutralität, der es ermöglicht, die Interessen der 

Schweiz bestmöglich zu schützen.  

 
1 Abkommen vom 18. Okt. 1907 betreffend die Rechte und Pflichten der neutralen Mächte und Personen im Falle eines Landkriegs 
(V. Haager Abkommen; SR 0.515.21), und Abkommen vom 18. Okt. 1907 betreffend die Rechte und Pflichten der neutralen 
Mächte im Falle eines Seekriegs (XIII. Haager Abkommen; SR 0.515.22). 
2 Bericht über die Aussenpolitik der Schweiz in den 90er Jahren Anhang: Bericht zur Neutralität vom 29. November 1993; BBl  
1994 I 153. 
3 Bericht des Bundesrates vom 26. Oktober10 2022 in Erfüllung des Postulates 22.3385. 


